
 

  

S 19 P 655/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Pflegeversicherung
Abteilung 4.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Da Versicherte mit Pflegegrad 1 keine

Ansprüche auf Pflegegeld, sondern nur
auf die in § 28a SGB XI abschließend
aufgeführten Sach- oder
Erstattungsleistungen haben, besteht
kein Rechtsschutzinteresse an einer
Zuerkennung von Pflegegrad 1 für
vergangene Zeiträume.
2. Es liegt keine Klageerweiterung vor,
wenn in der 1. Instanz „wenigstens“
Leistungen nach Pflegegrad 2 begehrt
wurden und nunmehr in der
Berufungsinstanz Leistungen nach
Pflegegrad 4 beantragt sind.

Normenkette SGB 11 § 14
SGB 11 § 28a
SGB 11 § 37
SGB 11 § 45b
SGB 11 § 140

1. Instanz

Aktenzeichen S 19 P 655/17
Datum 30.04.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 P 1914/19
Datum 18.12.2023

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Stuttgart vom 30. April 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.
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AuÃ�ergerichtliche Kosten auch des Berufungsverfahrens sind nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt Leistungen der sozialen Pflegeversicherung ab dem 14.
September 2016.

Der 1972 geborene KlÃ¤ger, Ã¤gyptischer StaatsangehÃ¶riger, hielt sich nach
erfolglosem Abschluss seines Asylverfahrens und vorÃ¼bergehenden Duldungen
zuletzt aufgrund befristeter Aufenthaltsgenehmigungen mit einer Wohnsitzauflage
fÃ¼r den H1 in der Bundesrepublik Deutschland auf. Nach Feststellung einer
dauerhaften Erwerbsminderung durch den RentenversicherungstrÃ¤ger bezog er
zunÃ¤chst Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung â��
trotz VerstoÃ�es gegen die Wohnsitzauflage â�� zumindest bis MÃ¤rz 2017 und war
bei der Beklagten sozial pflegeversichert.

Auf seinen Antrag auf Kombinationsleistungen der sozialen Pflegeversicherung vom
14. September 2016 beauftrage die Beklagte den Medizinischen Dienst der
Krankenversicherung (MDK) mit der Begutachtung des KlÃ¤gers. In seinem nach
einem Hausbesuch erstatteten Gutachten vom 17. Oktober 2016 berÃ¼cksichtige
Pflegefachkraft F1 als pflegebegrÃ¼ndende Diagnosen wiederkehrende depressive
StÃ¶rungen bei posttraumatischer BelastungsstÃ¶rung,
BewegungseinschrÃ¤nkungen mit zeitweiser Gangunsicherheit bei Zustand nach
(Z.n.) Schlaganfall mit beinbetonter SchwÃ¤che links, diabetischer Polyneuropathie,
einen Z.n. Sturz mit Klavikulafraktur und einen anhaltenden
Opioidanalgetikagebrauch bei chronischer SchmerzstÃ¶rung linksthorakal. Hieraus
resultiere kein Hilfebedarf in der Grundpflege (0 Minuten), sondern lediglich ein
hauswirtschaftlicher Hilfebedarf (30 Minuten im Wochendurchschnitt). Eine
psychische Erkrankung liege vor, wirke sich aber nicht relevant auf die
Alltagskompetenz aus. Hierauf gestÃ¼tzt lehnte die Beklagte den Antrag des
KlÃ¤gers mit Bescheid vom 18. Oktober 2016 mangels erheblicher
PflegebedÃ¼rftigkeit ab; auch die Alltagskompetenz sei nicht auf Dauer erheblich
eingeschrÃ¤nkt.

Auf den dagegen eingelegten Widerspruch und einen neuerlichen Leistungsantrag
des KlÃ¤gers vom 2. November 2016 lieÃ� die Beklagte diesen erneut begutachten.
In seinem ebenfalls aufgrund eines Hausbesuches unter dem 30. November 2016
erstatteten Gutachten bestÃ¤tigte Pflegefachkraft P1, MDK, das Ergebnis der
Vorbegutachtung (Hilfebedarf in der Grundpflege 0 Minuten; keine EinschrÃ¤nkung
der Alltagskompetenz). Mit Bescheid vom 2. Dezember 2016 lehnte die Beklagte
den zweiten Antrag ab. Auch hiergegen legte der KlÃ¤ger Widerspruch ein. Mit
Widerspruchsbescheid vom 16. Januar 2017 wies der Widerspruchsausschuss der
Beklagten die WidersprÃ¼che des KlÃ¤gers aus den GrÃ¼nden der
Ausgangsbescheide zurÃ¼ck.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 13. Februar 2017 Klage beim Sozialgericht
Stuttgart (SG). Zu deren BegrÃ¼ndung trug er insbesondere vor, er benÃ¶tige
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UnterstÃ¼tzung beim Stehen, Gehen und Treppensteigen sowie dem Umgang mit
Rollstuhl, Rollator und GehstÃ¶cken. Er sei insgesamt sturzgefÃ¤hrdet. Im Bereich
der KÃ¶rperpflege bestehe ein umfassender Hilfebedarf, vor allem beim Duschen.
Des Weiteren sei er sowohl darm- wie auch harninkontinent und bedÃ¼rfe bei der
BewÃ¤ltigung einer TeilunterstÃ¼tzung. Hilfebedarf bestehe auch beim Einnehmen
der verordneten Medikamente, der Messung des Blutzuckers und des Spritzens von
Insulin. Seit Antragstellung erfÃ¼lle er damit die Voraussetzungen zumindest der
Pflegestufe I mit zusÃ¤tzlicher erheblicher EinschrÃ¤nkung der Alltagskompetenz,
so dass er ab dem 1. Januar 2017 mindestens in Pflegegrad 3 Ã¼berzuleiten sei.
Zudem habe er Anspruch auf GewÃ¤hrung von zusÃ¤tzlichen Betreuungs- und
Entlastungsleistungen. Das lediglich nach Aktenlage erstellte gerichtliche
SachverstÃ¤ndigengutachten (dazu unten) sei nicht mehr ausreichend, da er
mittlerweile einer Begutachtung wieder voll zur VerfÃ¼gung stehe. Das Gutachten
selbst sei nicht schlÃ¼ssig, da der tatsÃ¤chlich bestehende Hilfebedarf sowie die
erhebliche EinschrÃ¤nkung der Alltagskompetenz verkannt wÃ¼rden. Zur
Untermauerung seines Vorbringens legte er umfangreiche Ã¤rztliche Unterlagen
aus dem Zeitraum von Juni 2016 bis Februar 2019 vor (Bl. 32/46, 68/79 sowie
143/179 der SG Akte), insbesondere Arztbriefe des Klinikums S1 vom 16. August
2016 und 1. Februar 2019 (Klinik fÃ¼r Endokrinologie, Diabetologie und Geriatrie),
vom 24. November 2016, 7. und 17. September 2018, 25. Januar 2019 (Zentrum
fÃ¼r seelische Gesundheit), 8. Dezember 2018 (interdisziplinÃ¤re Notaufnahme)
sowie des K1-Krankenhauses vom 24. Januar 2019 (Innere Klinik).

Die Beklagte trat der Klage unter Verweis auf die MDK-Gutachten entgegen.

Das SG bestellte den PflegesachverstÃ¤ndigen B1 zum gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen und beauftragte ihn, nachdem der KlÃ¤ger auch nach der
vorgesehenen Krankenhausentlassung nicht erreichbar war, mit einer Begutachtung
nach Aktenlage. In seinem Gutachten vom 11. Februar 2019 beschrieb er unter
BerÃ¼cksichtigung der pflegebegrÃ¼ndenden Diagnosen MobilitÃ¤tsstÃ¶rung bei
Z.n. Schlaganfall mit beinbetonter SchwÃ¤che links, chronische SchmerzstÃ¶rung
mit Opiatgebrauch, insulinpflichtiger Diabetes mellitus sowie paranoide
Schizophrenie, PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung und rezidivierende depressive StÃ¶rung
einen personellen Gesamthilfebedarf in der Grundpflege von 21 Minuten tÃ¤glich im
Wochendurchschnitt (Duschen 12, Transfer hierzu 1, nÃ¤chtliche Entleerung der
Urinflasche 2 und Essen 6 Minuten). Die Alltagskompetenz sei nicht eingeschrÃ¤nkt.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten wies das SG die Klage mit Gerichtsbescheid vom
30. April 2019 ab. Nach den nachvollziehbaren und schlÃ¼ssigen Feststellungen
des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen und in den MDK-Gutachten erreiche der
KlÃ¤ger nicht den fÃ¼r Pflegestufe I vorausgesetzten Hilfebedarf in der Grundpflege
von tÃ¤glich mehr als 45 Minuten. Im Bereich des Duschens seien lediglich anteilige
Hilfen bezogen auf den UnterkÃ¶rper sowie des Vorbereitens der Utensilien
erforderlich, was sich mit der EinschÃ¤tzung des Hilfe- bzw. Pflegebedarfs durch das
Klinikum S1 vom 2. November 2016 decke. Anzusetzen sei insoweit ein anteiliger
zeitlicher Bedarf von 12 Minuten tÃ¤glich zzgl. 1 Minute fÃ¼r den Transfer. Im
Bereich der MobilitÃ¤t sei ein durchgehender und regelmÃ¤Ã�iger Hilfebedarf bei
der ZurÃ¼cklegung auch kurzer Strecken innerhalb der Wohnung nicht zweifelsfrei
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ableitbar. So sei im Gutachten des MDK vom 14. Oktober 2016 bereits festgehalten,
dass der KlÃ¤ger selbstÃ¤ndig in die Stadt laufen kÃ¶nne. Auch aus dem
Behandlungsbericht des Klinikum S1 vom 8. Oktober 2018 ergebe sich, dass der
KlÃ¤ger als Rollstuhlfahrer selbstÃ¤ndig in die dortige Notaufnahme gekommen
sein, die sich 1,7 km entfernt von seiner Wohnung befinde. Dauerhafte
BeeintrÃ¤chtigungen der Manualfunktionen sowie der oberen ExtremitÃ¤ten
ergÃ¤ben sich aus den vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen nicht. Der Hilfebedarf
im Umgang mit Medikamenten, Blutzuckermessungen und Insulininjektionen
bezÃ¶gen sich auf MaÃ�nahmen der krankenversicherungsrechtlichen
Behandlungspflege und sei somit im Rahmen der Grundpflege nicht zu
berÃ¼cksichtigen. Hingegen sei wegen der unregelmÃ¤Ã�igen Nahrungsaufnahme
eine punktuelle Hilfe in Form der Aufforderung oder Kontrolle schlÃ¼ssig, der mit 6
Minuten tÃ¤glich fÃ¼r die Aufnahme der Nahrung zu berÃ¼cksichtigen sei. Einen
Antrag auf Feststellung der PflegebedÃ¼rftigkeit nach MaÃ�gabe des ab dem 1.
Januar 2017 geltenden neuen Pflegerechts habe der KlÃ¤ger nicht gestellt.

Gegen diesen, seinem damaligen ProzessbevollmÃ¤chtigten am 9. Mai 2019
zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am 11. Juni 2019, dem Tag nach
Pfingstmontag, Berufung beim Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg
erhoben, mit der er Leistungen der Pflegestufe II ab dem 14.Â September 2016 und
nach Pflegegrad 4 ab dem 1. Januar 2017 geltend gemacht hat. Zu deren
BegrÃ¼ndung hat er diverse, teils bereits aktenkundige Ã¤rztliche Atteste und
Arztbriefe vorgelegt (Bl. 3/30 der Senatsakten).

Der KlÃ¤ger beantragt (sachdienlich gefasst),

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart vom 30. April 2019 aufzuheben
und die Beklagte unter Aufhebung der Bescheide vom 18. Oktober 2016 und 2.
Dezember 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16. Januar 2017 zu
verurteilen, ihm Leistungen der sozialen Pflegeversicherung ab dem 14. September
2016 nach Pflegestufe II und nach Pflegegrad 4 ab dem 1. Januar 2017 sowie
EntlastungsbetrÃ¤ge nach Â§ 45b SGB XI zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge sowie die beigezogenen
Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen.
EntscheidungsgrÃ¼nde

1. Der Senat konnte verhandeln und entscheiden, obwohl der KlÃ¤ger im Termin zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht erschienen ist, da mit der ordnungsgemÃ¤Ã�en,
am 6. November 2023 Ã¶ffentlich zugestellten Ladung (Â§ 63 Abs. 1 und 2 Satz 1
Sozialgerichtsgesetz [Sozialgerichtsgesetz] i.V.m. Â§Â§ 185, 188
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Zivilprozessordnung [ZPO] auf diese MÃ¶glichkeit hingewiesen wurde (Â§ 110 Abs.
1 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz [SGG]).

2. Die nach Â§ 151 Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung des
KlÃ¤gers ist statthaft gemÃ¤Ã� Â§Â§Â 105 Abs. 2 SatzÂ 1, 143, 144 Abs. 1 Satz 2
SGG. Denn er begehrt laufende Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr. Die einmonatige
Berufungsfrist nach Â§ 151 Abs. 1 SGG ist gewahrt. Da der Gerichtsbescheid dem
erstinstanzlich prozessbevollmÃ¤chtigten Rechtsanwalt des KlÃ¤gers ausweislich
dessen Empfangsbekenntnisses am 9. Mai 2019 zugestellt wurde, endete die Frist
unter BerÃ¼cksichtigung des Wochenendes und des gesetzlichen Feiertags am 10.
Juni 2019 (Pfingstmontag) erst mit Ablauf des 11. Juni 2019 (Â§ 64 Abs. 3 SGG). An
diesem Tag hat der KlÃ¤ger die Berufung beim LSG Baden-WÃ¼rttemberg
eingelegt.Â 

3. Gegenstand des Berufungsverfahrens ist das Begehren des KlÃ¤gers auf
GewÃ¤hrung von laufenden Leistungen der sozialen Pflegeversicherung ab dem 14.
September 2016 nach Pflegestufe II sowie nach Pflegegrad 4 ab dem 1. Januar
2017. Dies ergibt sich aus dem ausdrÃ¼cklich bei Berufungseinlegung
geÃ¤uÃ�erten Begehren. Darin liegt keine Klageerweiterung gegenÃ¼ber dem
erstinstanzlich verfolgten Klageziel. Denn dieses war auf Leistungen
â��wenigstensâ�� nach Pflegestufe I bzw. Pflegegrad 2 gerichtet und beinhaltete
daher bereits das nun ausdrÃ¼cklich formulierte hÃ¶here Begehren. Unter
BerÃ¼cksichtigung des ursprÃ¼nglich bei der Beklagten gestellten und im Verlauf
des Klageverfahrens nicht geÃ¤nderten Antrags begehrt er die GewÃ¤hrung von
Kombinationsleistungen. Des Weiteren ist Gegenstand die GewÃ¤hrung eines
jÃ¤hrlichen Entlastungsbetrages. Dieses Begehren hatte der KlÃ¤ger bereits
erstinstanzlich hinreichend deutlich geltend gemacht, ohne dies im
Berufungsverfahren erkennbar einzuschrÃ¤nken. Streitbefangen sind die
Leistungen der Pflegeversicherung ablehnenden Bescheide der Beklagten vom 18.
Oktober 2016 und 2. Dezember 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 16. Januar 2017 (Â§ 95 SGG).

4. Die Berufung des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht
abgewiesen. Diese ist teilweise unzulÃ¤ssig (dazu a), im Ã�brigen unbegrÃ¼ndet.
Der KlÃ¤ger hat fÃ¼r zurÃ¼ckliegende ZeitrÃ¤ume keinen Anspruch auf
GewÃ¤hrung von Geldleistungen, weder nach dem bis zum 31. Dezember 2016
geltenden Recht (dazu b) noch nach dem ab 1. Januar 2017 geltenden Recht (dazu
c). AnsprÃ¼che fÃ¼r die Zukunft bestehen ebenfalls nicht (dazu d). Im Rahmen der
zulÃ¤ssigen Klage sind die Bescheide der Beklagten vom 18. Oktober 2016 und 2.
Dezember 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16. Januar 2017
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

a) Die als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage nach Â§ 54 Abs. 4 SGG
statthafte Klage ist fÃ¼r zurÃ¼ckliegende ZeitrÃ¤ume nur insoweit zulÃ¤ssig, als
der KlÃ¤ger die rÃ¼ckwirkende GewÃ¤hrung von Pflegegeld begehrt.
Sachleistungen â�� im Rahmen der ursprÃ¼nglich bei der Beklagten beantragten
Kombinationsleistungen â�� kÃ¶nnen bereits ihrer Natur nach nicht fÃ¼r die
Vergangenheit erbracht werden. Insoweit kÃ¤me allenfalls ein
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Kostenerstattungsanspruch fÃ¼r selbstbeschaffte Leistungen nach dem in Â§ 13
Abs. 3 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) ausgedrÃ¼ckten allgemeinen
Rechtsgrundsatz (Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 24. September 2002Â â�� 
B 3 P 15/01 RÂ â�� juris, Rn. 12 m.w.N.) in Betracht. Eine hierauf gerichtete Klage
bedarf zu ihrer ZulÃ¤ssigkeit aber einer konkreten Bezifferung und der Darlegung,
wie sich dieser Betrag im Einzelnen zusammensetzt (vgl. BSG, Urteil vom 10. MÃ¤rz
2022 â��Â B 1 KR 2/21 RÂ â�� juris, Rn. 7; BSG, Urteil vom 24. September
2002Â â�� B 3 P 15/01 RÂ â�� juris, Rn. 11). Daran fehlt es vorliegend. Der KlÃ¤ger
hat bereits keine selbstbeschafften Leistungen in diesem Sinne bezeichnet. Dem
Akteninhalt kann zwar entnommen werden, dass zwischenzeitlich ein Pflegedienst
in Anspruch genommen wurde. Dieser erbrachte aber lediglich die Insulininjektionen
im Rahmen der krankenversicherungsrechtlichen Behandlungspflege zulasten der
Kranken-, nicht der hier beklagten Pflegekasse. Eigene Kosten fÃ¼r den
Pflegedienst hat der KlÃ¤ger auch nicht dargelegt. Da Versicherte mit Pflegegrad 1
keine AnsprÃ¼che auf Pflegegeld, sondern nur auf die in Â§ 28a SGB XI
abschlieÃ�end aufgefÃ¼hrten Sach- oder Erstattungsleistungen haben, besteht
vorliegend kein Rechtsschutzinteresse an einer Zuerkennung von Pflegegrad 1 fÃ¼r
vergangene ZeitrÃ¤ume. Entsprechendes gilt fÃ¼r den Entlastungsbetrag nach Â§
45b Abs. 1 SGB XI sowohl in der bis zum 31. Dezember 2016 geltenden Fassung (im
Folgenden: a.F.) wie auch in der ab 1. Januar 2017 geltenden Fassung. Der
Entlastungsbetrag ist gesetzlich nicht als laufende Geldleistung ausgestattet,
sondern von vornherein auf Kostenerstattung gerichtet (Â§ 45b Abs. 1 Satz 3 SGB XI
: â��Erstattung von Aufwendungenâ��; Â§ 45b Abs. 1 Satz 2 SGB XI a.F.: â��Kosten
hierfÃ¼r werden ersetztâ��). Der KlÃ¤ger hat keine Aufwendungen in diesem Sinne
bezeichnet und auch nicht behauptet, erstattungsfÃ¤hige Leistungen i.S.d. Â§ 45b
SGB XI in Anspruch genommen zu haben. Mangels schlÃ¼ssiger Behauptung einer
Rechtsverletzung fehlt es insoweit bereits an der Klagebefugnis. FÃ¼r zukÃ¼nftige
Leistungen ist die Klage vollumfÃ¤nglich zulÃ¤ssig.

b) Der KlÃ¤ger hat im Rahmen der zulÃ¤ssigen Klage ab dem 14. September 2016
keinen Anspruch auf Leistungen der sozialen Pflegeversicherung nach dem bis zum
31. Dezember 2016 geltenden Recht.

Da der KlÃ¤ger seinen Antrag auf Pflegegeld am 14. September 2016, mithin vor
dem 31. Dezember 2016 stellte, beurteilt sich nach Â§ 140 Abs. 1 Satz 1 SGB XI sein
Anspruch zunÃ¤chst nach den Vorschriften des SGB XI in der bis 31. Dezember
2016 geltenden Fassung.

aa) Nach Â§ 37 Abs. 1 Satz 1 SGB XI a.F. kÃ¶nnen PflegebedÃ¼rftige anstelle der
hÃ¤uslichen Pflegehilfe ein Pflegegeld beantragen. PflegebedÃ¼rftig sind nach Â§
14 Abs. 1 SGB XI a.F. Personen, die wegen einer kÃ¶rperlichen, geistigen oder
seelischen Krankheit oder Behinderung fÃ¼r die gewÃ¶hnlichen und regelmÃ¤Ã�ig
wiederkehrenden Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens, die im Einzelnen in Â§ 14
Abs. 4 SGB XI a.F. genannt sind, auf Dauer, voraussichtlich fÃ¼r mindestens sechs
Monate in erheblichem oder hÃ¶herem MaÃ� (Â§ 15 SGB XI a.F.) der Hilfe
bedÃ¼rfen.

bb)Â Diese Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Pflegegeld nach Pflegestufe
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I lagen beim KlÃ¤ger im Zeitraum vom 14. September 2016 bis 31.Â Dezember
2016 nicht vor.

(1) Beim KlÃ¤ger lag ab September 2016 zunÃ¤chst ein Z.n. Apoplex 2013 mit
linksbetonter Bein- und diskreter Faszialisparese vor. Weitere AuffÃ¤lligkeiten mit
dauerhaftem Krankheitswert lassen sich den vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen
nicht entnehmen. In den Arztbriefen des Zentrums fÃ¼r seelische Gesundheit vom
7. September 2018 und 25. Januar 2019 wurden solche ausdrÃ¼cklich verneint. Bei
einer Vorsprache des KlÃ¤gers in der Notaufnahme des Klinikums S1 am 8. Oktober
2018 fand sich bei angegebenen Schmerzen in der rechten Schulter kein Anhalt
fÃ¼r eine persistierende SchwÃ¤che des rechten Armes nach vollstÃ¤ndig
ausgeheilter Klavikulafraktur 2016 bei passiv freien Beweglichkeiten aller groÃ�en
Gelenke der oberen ExtremitÃ¤ten. Im Arztbrief des K1-Hospitals vom 24. Januar
2019 ist eine freie Beweglichkeit der ExtremitÃ¤ten dokumentiert.

Des Weiteren bestand ein Diabetes mellitus Typ 1 mit diabetischer Polyneuropathie.
Bei fehlender Compliance des KlÃ¤gers kam es immer wieder zu Hyper- und
HypoglykÃ¤mien. Dies ergibt sich aus der Zusammenschau der vorliegenden
Ã¤rztlichen Unterlagen, insbesondere der internistischen und diabetologischen
Krankenhausberichte. Dem Arztbrief des Klinikum S1 vom 16. Juni 2016 ist insoweit
zu entnehmen, dass der KlÃ¤ger nach den durch den damals eingeschalteten
Pflegedienst verabreichten Insulininjektionen nicht immer die vorgesehenen
Mahlzeiten einnahm. Eine selbstgesteuerte Therapie war damals nicht mÃ¶glich.
Nach Entlassung erfolgte eine Therapie mit tÃ¤glichen Insulininjektionen (morgens,
mittags, abends). Nach einer notfallmÃ¤Ã�igen stationÃ¤ren Aufnahme bei
entgleistem Diabetes mellitus am 20. Juni 2018 erfolgte im M1 S1 zunÃ¤chst eine
Umstellung auf ein konventionelles Insulinschema mit Applikation zweier fester
Dosen, spÃ¤ter unter Aufteilung dieser Dosen in AbhÃ¤ngigkeit von der
Nahrungsaufnahme. Nach Verlegung in das Zentrum fÃ¼r seelische Gesundheit
wurde diese Therapie auch fÃ¼r die Zeit nach der dortigen Entlassung
vorÃ¼bergehend (mindestens vier Wochen) weiterempfohlen. Dies entnimmt der
Senat dem dortigen Arztbrief vom 17. September 2018 und der vorgelegten
Verordnung Ã¼ber hÃ¤usliche Krankenpflege (Bl. 176 der SG-Akte). Dauerhaft
wurde die Therapie aber mit je drei Insulininjektionen und entsprechenden
Blutzuckermessungen tÃ¤glich weitergefÃ¼hrt. Dies entnimmt der Senat dem
Arztbrief des Zentrums fÃ¼r seelische Gesundheit vom 1. Februar 2019 und der
dortigen entsprechenden Verordnung hÃ¤uslicher Krankenpflege vom 31. Januar
2019.

Eine dauerhafte Inkontinenz von relevantem AusmaÃ� kann nicht festgestellt
werden. Zwar wurde im Pflegebogen des Klinikum S1 wÃ¤hrend des stationÃ¤ren
Aufenthaltes ab 21. Oktober 2016 eine Harninkontinenz angegeben, allerdings ohne
konkreten Umfang und bei voller SelbstÃ¤ndigkeit in der BewÃ¤ltigung. Eine
entsprechende Diagnose wurde aber nach den vorliegenden Unterlagen Ã¤rztlich zu
keinem Zeitpunkt gestellt. Im Arztbrief des Klinikum S1 vom 16. August 2016
wurden nur eine Pollakisurie (hÃ¤ufiges Wasserlassen in kleinen Mengen) und eine
Nykturie (nÃ¤chtlicher Harndrang) beschrieben, aber keine Inkontinenz. Die
weiteren Ã¤rztlichen Unterlagen bieten keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine Inkontinenz.
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Vielmehr wurde im Folgenden die Miktion ausdrÃ¼cklich als unauffÃ¤llig
beschrieben (Arztbriefe vom 7. September 2018 und 1. Februar 2019).

Eine relevante psychische Erkrankung des KlÃ¤gers mit Auswirkungen auf
pflegerischen Hilfebedarf vermag der Senat nicht festzustellen. Zwar wurde
anlÃ¤sslich des stationÃ¤ren Aufenthalts im Zentrum fÃ¼r seelische Gesundheit ab
dem 21. Oktober 2016 die Diagnose einer paranoiden Schizophrenie gestellt und
der Verdacht auf komplexe posttraumatische BelastungsstÃ¶rung geÃ¤uÃ�ert. Die
Aufnahme war wegen eines Suizidversuchs mit Insulin erfolgt. Allerdings erfolgte
die Entlassung in deutlich gebessertem und stabilisiertem Zustand. Es gab keinen
Anhalt fÃ¼r einen paranoiden Wahn. Der KlÃ¤ger war offen, zukunftsorientiert und
deutlich geordneter. Es fanden sich keine Hinweise auf akute SuizidalitÃ¤t oder
anderweitige Eigen- oder FremdgefÃ¤hrdung. Eine ambulante
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit wurde zwar noch angenommen, weitere, insbesondere
pflegerische MaÃ�nahmen wurden aber nicht empfohlen (Arztbrief des Zentrums
fÃ¼r seelische Gesundheit vom 24. November 2016). Dem Attest dieses Zentrums
vom 29. Mai 2017 ist eine weitere ambulante Behandlung wegen einer paranoiden
Schizophrenie zu entnehmen und die deswegen angenommene UnfÃ¤higkeit zur
Teilnahme an Sprach- und Integrationskursen. Befunde wurden allerdings nicht
mitgeteilt. Die Diagnosen einer paranoiden Schizophrenie und des V.a. komplexe
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung wurden zwar auch im Arztbrief des Zentrums
fÃ¼r seelische Gesundheit vom 7. September 2018 (stationÃ¤rer Aufenthalt vom
27. Juni bis 4. September 2018) noch fortgefÃ¼hrt. Darin wurde aber festgehalten,
dass diese Diagnosen zwar unter BerÃ¼cksichtigung des bisherigen
Krankheitsverlaufes beibehalten wurden. AusdrÃ¼cklich wurde jedoch
herausgestellt, dass die immer wieder im Kontext von Forderungen geÃ¤uÃ�erten
psychotischen Symptome vom KlÃ¤ger manipulativ eingesetzt worden waren. Im
Vordergrund wurde eine PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung gesehen mit einem kalkuliert
gesteuerten, manipulativen Verhalten und der Tendenz zur Instrumentalisierung
des Behandlungsteams zur Durchsetzung von Zielen in juristischen
Auseinandersetzungen (hier in Bezug auf die aufenthaltsrechtliche Problematik und
den sozialgerichtlichen Rechtsstreit Ã¼ber den Grad der Behinderung). Ebenso
ausdrÃ¼cklich wurde eine fehlende Handlungs- und Steuerungsfunktion
ausgeschlossen. In Ã�bereinstimmung hiermit wurde beschrieben, dass der KlÃ¤ger
â�� trotz beendeter KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit â�� seine Entlassung
verwehrte und die Klinik aufforderte, sich um seine finanziellen Schwierigkeiten und
die Problematik der Residenzpflicht zu kÃ¼mmern. Zum einen relativiert dies die
Bedeutung der LÃ¤nge des stationÃ¤ren Aufenthalts. Zum anderen gibt die
differenzierte BetrachtungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber einen so langen Zeitraum der
Ã¤rztlichen EinschÃ¤tzung zusÃ¤tzliches Gewicht. Dieses Verhalten des KlÃ¤gers
wiederholte sich wÃ¤hrend des kurz darauf erfolgten stationÃ¤ren Aufenthalts im
selben Zentrum, nachdem der KlÃ¤ger zur Verhinderung der Durchsetzung der
Residenzpflicht die Gabe von Insulin durch den damals eingeschalteten Pflegedienst
verweigert hatte. Wiederum wurde im Arztbrief vom 17. September 2018
festgehalten, dass keine KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit und keine Selbst-
oder FremdgefÃ¤hrdung mehr vorlag. Der KlÃ¤ger wurde mit Zwang von der Station
und im weiteren Verlauf in den zugewiesenen Kreis gebracht. Nach seiner
RÃ¼ckkehr erfolgte vom 24. bis 25. Januar 2019 eine erneute stationÃ¤re
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Behandlung im Zentrum fÃ¼r seelische Gesundheit, nachdem er in einer
Verhandlung vor dem SG zunÃ¤chst gegenÃ¼ber Justizbeamten renitent geworden
war und dann in angenommener suizidaler Absicht Tabletten eingenommen hatte.
Wiederum wurde im Arztbrief vom 25. Januar 2019 ein manipulatives Verhalten
ohne Hinweise auf eine produktiv psychotische Symptomatik festgehalten. Der
KlÃ¤ger zeigte sich bewusstseinsklar, umfassend und sicher orientiert, in
Auffassung, Konzentration, MerkfÃ¤higkeit und GedÃ¤chtnis sowie in Antrieb und
Motorik nicht beeintrÃ¤chtigt. Bei dysphorisch gereizter Stimmung war die affektive
SchwingungsfÃ¤higkeit aber erhalten. Es bestanden keine Ã�ngste, Phobien oder
ZwÃ¤nge. Der formale Gedankengang war zwar eingeengt. Inhaltliche Denk- oder
WahrnehmungsstÃ¶rungen sowie akute Eigen- oder FremdgefÃ¤hrdung bestanden
nicht. Eine dauerhafte, der freien SteuerungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers entzogene
VerhaltensbeeintrÃ¤chtigung im Alltag vermag der Senat daher nicht mit der
ausreichenden Sicherheit festzustellen. Bestanden haben hingegen nach den
genannten Ã¤rztlichen Unterlagen ausreichend sicher eine somatoforme
SchmerzstÃ¶rung sowie eine AbhÃ¤ngigkeit von Pregabalin und Benzodiazepinen.

(2) Das SG hat im angefochtenen Gerichtsbescheid ausfÃ¼hrlich und zutreffend
dargelegt, dass fÃ¼r einen Leistungsanspruch mindestens nach Pflegestufe I der
Zeitaufwand, den ein FamilienangehÃ¶riger oder eine andere nicht als Pflegekraft
ausgebildete Pflegeperson benÃ¶tigt, wÃ¶chentlich im Tagesdurchschnitt in der
Pflegestufe I mindestens 90 Minuten betragen muss, wobei auf die Grundpflege
mehr als 45Â Minuten entfallen mÃ¼ssen (Â§ 15 Abs. 1 Nr. 1 SGB XI a.F.) und dass
der tÃ¤gliche Hilfebedarf des KlÃ¤gers bis zum 31. Dezember 2016 im
Wochendurchschnitt fÃ¼r die Grundpflege 45 Minuten nicht Ã¼berschritt, sondern
bei hÃ¶chstens 21 Minuten lag. Dieser Beurteilung schlieÃ�t sich der Senat nach
eigener PrÃ¼fung insbesondere aufgrund der Gutachten des MDK vom 17. Oktober
und 30. November 2016, die er im Wege des Urkundenbeweises verwerten konnte
(vgl. etwa BSG, Beschluss vom 14. November 2013 â�� B 9 SB 10/13 B â�� juris,
Rn. 6; BSG, Urteil vom 5.Â Februar 2008 â�� B 2 U 8/07Â RÂ â�� juris, Rn. 51), und
des Gutachtens des SachverstÃ¤ndigen B1 an. Zu Recht hat das SG auch den vom
KlÃ¤ger spÃ¤ter vorgelegten Ã¤rztlichen Unterlagen keinen weiteren pflegerischen
Hilfebedarf entnommen. Der Senat nimmt insoweit auf die zutreffenden
AusfÃ¼hrungen des SG Bezug und sieht von einer weiteren BegrÃ¼ndung ab.
Lediglich hinsichtlich einer erheblich eingeschrÃ¤nkten Alltagskompetenz nach Â§
45a SGB XI a.F. ist zu ergÃ¤nzen, dass auch eine solche fÃ¼r die Zeit bis zum 31.
Dezember 2016 nicht festgestellt werden kann.

Nach Â§ 45a Abs. 1 Satz 2 SGB XI a.F. waren erfasst auch Personen, die einen
Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung haben,
der nicht das AusmaÃ� der Pflegestufe I erreicht, mit demenzbedingten
FÃ¤higkeitsstÃ¶rungen, geistigen Behinderungen oder psychischen Erkrankungen,
bei denen der MDK oder die von der Pflegekasse beauftragten Gutachter im
Rahmen der Begutachtung als Folge der Krankheit oder Behinderung Auswirkungen
auf die AktivitÃ¤ten des tÃ¤glichen Lebens festgestellt haben, die dauerhaft zu
einer erheblichen EinschrÃ¤nkung der Alltagskompetenz gefÃ¼hrt haben, was in
Abs. 2 nÃ¤her konkretisiert war. Vorliegend konnte sich der Senat bereits von
insoweit relevanten kognitiven oder psychischen Erkrankungen, wie oben dargelegt,
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nicht mit der notwendigen Sicherheit zu Ã¼berzeugen.

cc) Der KlÃ¤ger hat auch keinen Anspruch auf Pflegegeld nach Pflegegrad 2 ab
1.Â Januar 2017 nach MaÃ�gabe des Ã�berleitungsrechts mit Inkrafttreten des
Zweiten Gesetzes zur StÃ¤rkung der pflegerischen Versorgung und zur Ã�nderung
weiterer Vorschriften (Zweites PflegestÃ¤rkungsgesetz â�� PSG II) vom 21.
Dezember 2015 (BGBl. I S. 2424) mit Wirkung zum 1. Januar 2017. Denn die
Voraussetzungen der Ã�berleitung in die seit 1. Januar 2017 geltenden Pflegegrade
sind nicht erfÃ¼llt.

Nach Â§ 140 Abs. 2 Satz 1 SGB XI werden Versicherte der sozialen
Pflegeversicherung und der privaten Pflege-Pflichtversicherung,Â 
bei denen das Vorliegen einer Pflegestufe im Sinne der Â§Â§ 14 und 15 SGB XI in
der am 31.Â Dezember 2016 geltenden Fassung oder einer erheblich
eingeschrÃ¤nkten Alltagskompetenz nach Â§ 45a in der am 31. Dezember 2016
geltenden Fassung festgestellt worden ist und
bei denen spÃ¤testens am 31. Dezember 2016 alle Voraussetzungen fÃ¼r einen
Anspruch auf eine regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrende Leistung der Pflegeversicherung
vorliegen,
mit Wirkung ab dem 1. Januar 2017 ohne erneute Antragstellung und ohne erneute
Begutachtung nach MaÃ�gabe von Satz 3 einem Pflegegrad zugeordnet. FÃ¼r die
Zuordnung gelten nach Â§Â 140 Abs. 2 Satz 3 SGB XI die folgenden Kriterien:Â 
Versicherte, bei denen eine Pflegestufe nach den Â§Â§ 14 und 15 SGB XI in der am
31. Dezember 2016 geltenden Fassung, aber nicht zusÃ¤tzlich eine erheblich
eingeschrÃ¤nkte Alltagskompetenz nach Â§ 45a SGB XI in der am 31. Dezember
2016 geltenden Fassung festgestellt wurde, werden Ã¼bergeleitetÂ 
von Pflegestufe I in den Pflegegrad 2,
von Pflegestufe II in den Pflegegrad 3,
von Pflegestufe III in den Pflegegrad 4 oder
von Pflegestufe III in den Pflegegrad 5, soweit die Voraussetzungen fÃ¼r Leistungen
nach Â§ 36 Abs. 4 oder Â§ 43 Abs. 3 SGB XI in der am 31. Dezember 2016 geltenden
Fassung festgestellt wurden;
Versicherte, bei denen eine erheblich eingeschrÃ¤nkte Alltagskompetenz nach Â§
45a SGB XI in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung festgestellt wurde,
werden Ã¼bergeleitetÂ 
bei nicht gleichzeitigem Vorliegen einer Pflegestufe nach den Â§Â§ 14 und 15 SGB
XI in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung in den Pflegegrad 2,
bei gleichzeitigem Vorliegen der Pflegestufe I nach den Â§Â§ 14 und 15 SGB XI in
der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung in den Pflegegrad 3,
bei gleichzeitigem Vorliegen der Pflegestufe II nach den Â§Â§ 14 und 15 SGB XI in
der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung in den Pflegegrad 4,
bei gleichzeitigem Vorliegen der Pflegestufe III nach den Â§Â§ 14 und 15 SGB XI in
der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung, auch soweit zusÃ¤tzlich die
Voraussetzungen fÃ¼r Leistungen nach Â§ 36 Abs. 4 oder Â§ 43 Abs. 3 SGB XI in
der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung festgestellt wurden, in den
Pflegegrad 5.

Das Vorliegen einer Pflegestufe im Sinne der Â§Â§ 14 und 15 SGB XI a.F. oder einer
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erheblich eingeschrÃ¤nkten Alltagskompetenz nach Â§ 45a SGB XI a.F. konnte der
Senat â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt â�� nicht feststellen. Damit scheidet eine
Zuordnung zu Pflegegrad 2 nach Ã�berleitungsrecht aus.

c) Der KlÃ¤ger hat fÃ¼r zurÃ¼ckliegende ZeitrÃ¤ume schlieÃ�lich auch keinen
Anspruch auf Pflegegeld mindestens nach Pflegegrad 2 nach dem ab 1. Januar 2017
geltenden Recht, was entgegen der Ansicht des SG im vorliegenden Verfahren zu
prÃ¼fen ist (BSG, Urteil vom 17. Februar 2022Â â�� B 3 P 6/20 RÂ â�� juris, Rn. 17
ff.).

aa) Nach Â§ 37 Abs. 1 Satz 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI, hier in der ab
dem 1. Januar 2017 geltenden Fassung des Art. 1 Nr. 13a Drittes Gesetz zur
StÃ¤rkung der pflegerischen Versorgung und zur Ã�nderung weiterer Vorschriften
[Drittes PflegestÃ¤rkungsgesetz â�� PSG III] vom 23. Dezember 2016, BGBl. I, S.
3191) kÃ¶nnen PflegebedÃ¼rftige der Pflegegrade 2 bis 5 anstelle der hÃ¤uslichen
Pflegehilfe ein Pflegegeld beantragen. Der Anspruch setzt voraus, dass der
PflegebedÃ¼rftige mit dem Pflegegeld dessen Umfang entsprechend die
erforderlichen kÃ¶rperbezogenen PflegemaÃ�nahmen und pflegerischen
BetreuungsmaÃ�nahmen sowie Hilfen bei der HaushaltsfÃ¼hrung in geeigneter
Weise selbst sicherstellt (Â§ 37 Abs. 1 Satz 2 SGB XI). An diesen Voraussetzungen
hat sich auch durch die Neufassungen der Norm vom 11.Â Dezember 2018, 6.Â Mai
2019 und 28. Juni 2022 nichts geÃ¤ndert. Nimmt der PflegebedÃ¼rftige die ihm
nach Â§Â 36 Abs.Â 3 SGB XI zustehende Sachleistung nur teilweise in Anspruch,
erhÃ¤lt er daneben ein anteiliges Pflegegeld im Sinne des Â§Â 37 SGB XI (Â§ 38
Satz 1 SGB XI).

Nach Â§ 14 Abs. 1 SGB XI sind Personen dann pflegebedÃ¼rftig, wenn sie
gesundheitlich bedingte BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der
FÃ¤higkeiten aufweisen und deshalb der Hilfe durch andere bedÃ¼rfen.
MaÃ�geblich fÃ¼r das Vorliegen von gesundheitlich bedingten BeeintrÃ¤chtigungen
der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten sind nach Â§ 14 Abs. 2 SGB XI die in den
folgenden sechs Bereichen genannten pflegefachlich begrÃ¼ndeten Kriterien:

1. MobilitÃ¤t: Positionswechsel im Bett, Halten einer stabilen Sitzposition,
Umsetzen, Fortbewegen innerhalb des Wohnbereichs, Treppensteigen;
2. kognitive und kommunikative FÃ¤higkeiten: Erkennen von Personen aus dem
nÃ¤heren Umfeld, Ã¶rtliche Orientierung, zeitliche Orientierung, Erinnern an
wesentliche Ereignisse oder Beobachtungen, Steuern von mehrschrittigen
Alltagshandlungen, Treffen von Entscheidungen im Alltagsleben, Verstehen von
Sachverhalten und Informationen, Erkennen von Risiken und Gefahren, Mitteilen
von elementaren BedÃ¼rfnissen, Verstehen von Aufforderungen, Beteiligen an
einem GesprÃ¤ch;
3. Verhaltensweisen und psychische Problemlagen: motorisch geprÃ¤gte
VerhaltensauffÃ¤lligkeiten, nÃ¤chtliche Unruhe, selbstschÃ¤digendes und
autoaggressives Verhalten, BeschÃ¤digen von GegenstÃ¤nden, physisch
aggressives Verhalten gegenÃ¼ber anderen Personen, verbale Aggression, andere
pflegerelevante vokale AuffÃ¤lligkeiten, Abwehr pflegerischer und anderer
unterstÃ¼tzender MaÃ�nahmen, Wahnvorstellungen, Ã�ngste, Antriebslosigkeit bei
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depressiver Stimmungslage, sozial inadÃ¤quate Verhaltensweisen, sonstige
pflegerelevante inadÃ¤quate Handlungen;
4. Selbstversorgung: Waschen des vorderen OberkÃ¶rpers, KÃ¶rperpflege im
Bereich des Kopfes, Waschen des Intimbereichs, Duschen und Baden einschlieÃ�lich
Waschen der Haare, An- und Auskleiden des OberkÃ¶rpers, An- und Auskleiden des
UnterkÃ¶rpers, mundgerechtes Zubereiten der Nahrung und EingieÃ�en von
GetrÃ¤nken, Essen, Trinken, Benutzen einer Toilette oder eines Toilettenstuhls,
BewÃ¤ltigen der Folgen einer Harninkontinenz und Umgang mit Dauerkatheter und
Urostoma, BewÃ¤ltigen der Folgen einer Stuhlinkontinenz und Umgang mit Stoma,
ErnÃ¤hrung parenteral oder Ã¼ber Sonde, Bestehen gravierender Probleme bei der
Nahrungsaufnahme bei Kindern bis zu 18 Monaten, die einen auÃ�ergewÃ¶hnlich
pflegeintensiven Hilfebedarf auslÃ¶sen;
5. BewÃ¤ltigung von und selbstÃ¤ndiger Umgang mit krankheits- oder
therapiebedingten Anforderungen und Belastungen in Bezug auf: Medikation,
Injektionen, Versorgung intravenÃ¶ser ZugÃ¤nge, Absaugen und Sauerstoffgabe,
Einreibungen sowie KÃ¤lte- und WÃ¤rmeanwendungen, Messung und Deutung von
KÃ¶rperzustÃ¤nden, kÃ¶rpernahe Hilfsmittel, Verbandswechsel und
Wundversorgung, Versorgung mit Stoma, regelmÃ¤Ã�ige Einmalkatheterisierung
und Nutzung von AbfÃ¼hrmethoden, TherapiemaÃ�nahmen in hÃ¤uslicher
Umgebung, zeit- und technikintensive MaÃ�nahmen in hÃ¤uslicher Umgebung,
Arztbesuche, Besuche anderer medizinischer oder therapeutischer Einrichtungen,
zeitlich ausgedehnte Besuche medizinischer oder therapeutischer Einrichtungen,
Besuch von Einrichtungen zur FrÃ¼hfÃ¶rderung bei Kindern sowie auf das Einhalten
einer DiÃ¤t oder anderer krankheits- oder therapiebedingter Verhaltensvorschriften;
6. Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte: Gestaltung des Tagesablaufs
und Anpassung an VerÃ¤nderungen, Ruhen und Schlafen, SichbeschÃ¤ftigen,
Vornehmen von in die Zukunft gerichteten Planungen, Interaktion mit Personen im
direkten Kontakt, Kontaktpflege zu Personen auÃ�erhalb des direkten Umfelds.

BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten in den Bereichen
der HaushaltsfÃ¼hrung und der auÃ�erhÃ¤uslichen AktivitÃ¤ten werden nicht
zusÃ¤tzlich berÃ¼cksichtigt, sondern flieÃ�en in die Ermittlung des Grades der
PflegebedÃ¼rftigkeit ein, soweit sie in den oben genannten Bereichen abgebildet
sind. DarÃ¼ber hinausgehende BeeintrÃ¤chtigungen in diesen beiden Bereichen
wirken sich mithin nicht auf die Bestimmung des Pflegegrades aus (vgl. Â§ 14 Abs. 3
SGB XI; zum Ganzen: MeÃ�ling, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XI, Stand: Januar
2023, Â§Â 14 Rn.Â 264Â ff. m.w.N.). Sowohl die Auflistung der sechs Pflegebereiche
als auch die zu deren Konkretisierung aufgefÃ¼hrten Pflegekriterien bilden einen
abschlieÃ�enden Katalog, der nicht um â�� vermeintlich fehlende â�� zusÃ¤tzliche
Kriterien oder gar Bereiche ergÃ¤nzt werden kann (MeÃ�ling, a.a.O., Â§Â 14
Rn.Â 118). Inhaltlich erfahren die Pflegekriterien eine nÃ¤here Bestimmung durch
die auf Grundlage des Â§ 17 Abs. 1 SGB XI vom Medizinischen Dienst Bund
erlassenen Richtlinien zum Verfahren der Feststellung von PflegebedÃ¼rftigkeit
sowie zur pflegefachlichen Konkretisierung der Inhalte des
Begutachtungsinstruments (Begutachtungs-Richtlinien â�� BRi) vom 29. September
2023, in Kraft seit dem 18. November 2023 (zuvor galten die ab dem 1. Januar 2017
vom Spitzenverband Bund der Pflegekassen erlassenen Begutachtungs-Richtlinien).
Soweit sich diese untergesetzlichen Regelungen innerhalb des durch Gesetz und
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Verfassung vorgegebenen Rahmens halten, sind sie als Konkretisierung des
Gesetzes zur Vermeidung von Ungleichbehandlungen zu beachten (MeÃ�ling,
a.a.O., Â§ 14 Rn. 87 m.w.N.; zum alten Recht vgl. BSG, Urteil vom 19.Â Februar
1998 â�� B 3 P 7/97 R â�� juris, Rn. 17; BSG, Urteil vom 13. Mai 2004 â�� B 3 P
7/03Â RÂ â�� juris, Rn.Â 32 m.w.N.; BSG, Urteil vom 6. Februar 2006 â�� B 3 P
26/05 B â�� juris, Rn.Â 8).

Nach Â§ 15 Abs. 1 SGB XI erhalten PflegebedÃ¼rftige nach der Schwere der
BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten einen Grad der
PflegebedÃ¼rftigkeit (Pflegegrad). Der Pflegegrad wird mit Hilfe eines
pflegefachlich begrÃ¼ndeten Begutachtungsinstruments ermittelt, wobei dieses in
sechs Module, entsprechend den oben genannten Bereichen, gegliedert ist. Die
Kriterien der einzelnen Module sind in Kategorien unterteilt, denen Einzelpunkte
entsprechend der Anlage 1 zu Â§ 15 SGB XI zugeordnet werden. Die Kategorien
stellen die in ihnen zum Ausdruck kommenden verschiedenen Schweregrade der
BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten dar (Â§ 15 Abs. 2
Satz 3 SGB XI). Die Einzelpunkte in den jeweiligen Modulen werden sodann addiert
und entsprechend der Anlage 2 zu Â§ 15 SGB XI einem jeweiligen Punktbereich
zugeordnet, aus dem sich die gewichteten Punkte ergeben. Insgesamt wird fÃ¼r die
Beurteilung des Pflegegrades die MobilitÃ¤t mit 10 Prozent, die kognitiven und
kommunikativen FÃ¤higkeiten sowie Verhaltensweisen und psychische
Problemlagen zusammen mit 15 Prozent, die Selbstversorgung mit 40 Prozent, die
BewÃ¤ltigung von und selbstÃ¤ndiger Umgang mit krankheits- oder
therapiebedingten Anforderungen und Belastungen mit 20 Prozent und die
Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte mit 15 Prozent gewichtet (Â§ 15
Abs. 2 Satz 8 SGB XI).

Auf der Basis der erreichten Gesamtpunkte sind pflegebedÃ¼rftige Personen in
einen der nachfolgenden Pflegegrade einzuordnen: ab 12,5 bis unter 27
Gesamtpunkten in den Pflegegrad 1: geringe BeeintrÃ¤chtigungen der
SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten, ab 27 bis unter 47,5 Gesamtpunkten in den
Pflegegrad 2: erhebliche BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der
FÃ¤higkeiten, ab 47,5 bis unter 70 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 3: schwere
BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten, ab 70 bis unter
90 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 4: schwerste BeeintrÃ¤chtigungen der
SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten, ab 90 bis 100 Gesamtpunkten in den
Pflegegrad 5: schwerste BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der
FÃ¤higkeiten mit besonderen Anforderungen an die pflegerische Versorgung (Â§ 15
Abs. 3 SatzÂ 4 SGBÂ XI).

bb) Nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens steht zur Ã�berzeugung des Senats
fest, dass diese Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen nach
Pflegegrad 2 beim KlÃ¤ger ab 1.Â Januar 2017 nicht vorlagen, dass er also nicht
mindestens 27 gewichtete Gesamtpunkte erreichte.

In Modul 1 (MobilitÃ¤t) bestand beim KlÃ¤ger ein nachvollziehbarer Hilfebedarf
allein im Bereich des Treppensteigens. Im MDK-Gutachten vom 17. Oktober 2016
wurde festgehalten, dass der KlÃ¤ger am Rollator gehend selbstÃ¤ndig gehen
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konnte und nach Angaben des damals anwesenden Pflegedienstes zeitweilige sogar
in die Stadt laufe. Im weiteren zeitlichen Verlauf lÃ¤sst sich den vorliegenden
Ã¤rztlichen Unterlagen keine Verschlechterung diesbezÃ¼glich entnehmen. Zwar
wird die Verwendung eines Rollstuhls angegeben, dies jedoch fÃ¼r lÃ¤ngere
Strecken. So hat das SG zutreffend darauf hingewiesen, dass der KlÃ¤ger in der
Notaufnahme des Klinikums S1 am 8.Â Oktober 2018 selbstÃ¤ndig mit dem
Rollstuhl erschienen war (Entfernung ca. 1,7 km). Weiter wurde im genannten MDK-
Gutachten festgehalten, dass das Aufsuchen und Verlassen des Bettes problemlos
selbstÃ¤ndig mÃ¶glich war. Bei der zweiten Begutachtung durch den MDK
verweigerte der KlÃ¤ger bei diesen PrÃ¼fungen die Kooperation. Gleichwohl konnte
beobachtet werden, dass der KlÃ¤ger die Lagekorrektur im Bett selbstÃ¤ndig
durchfÃ¼hrte und eine stabile Sitzposition hielt. Weitere Hilfebedarfe sind in den
Ã¤rztlichen Unterlagen insoweit nicht dokumentiert. Ausgehend von einem
Hilfebedarf beim Treppensteigen (Ã¼berwiegend unselbstÃ¤ndig) ergeben sich in
diesem Modul mithin 2 Einzel- und 2,5 gewichtete Punkte. Diese wÃ¼rden sich auch
bei Annahme einer UnselbstÃ¤ndigkeit bei diesem Item nicht erhÃ¶hen.

In Modul 4 (Selbstversorgung) war zunÃ¤chst zu beachten, dass die im MDK-
Gutachten beschriebenen FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in Folge der damals noch
aktuellen Klavikulafraktur nicht dauerhaft waren. Dies ist bereits beiden MDK-
Gutachten und den nachfolgenden Ã¤rztlichen Unterlagen zu entnehmen. Ein
Hilfebedarf ergab sich daher zunÃ¤chst nur aus den nach dem Apoplex 2013
verbliebenen FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen, konkret BeinschwÃ¤che links. Die
ohnehin nur diskrete Faszialisparese bedingte keinen personellen Hilfebedarf. Eine
relevante BeeintrÃ¤chtigung der Manualfunktionen wurde in den MDK-Gutachten
anschaulich ausgeschlossen. So konnte der KlÃ¤ger trotz angegebener
BeeintrÃ¤chtigungen auch der linken Hand ohne Schwierigkeiten greifen und
beispielsweise seine Papiere durchblÃ¤ttern. Bei Gesten erreichte er vollstÃ¤ndig
den Kopf und den RÃ¼cken. EinschrÃ¤nkungen in der Handfunktion sind in keinem
der vorliegenden Ã¤rztlichen Berichte festgehalten. Vielmehr spricht die oben
angefÃ¼hrte FÃ¤higkeit, den Rollstuhl selbstÃ¤ndig bis zur Notaufnahme zu
bewegen, gegen eine solche. In Ã�bereinstimmung mit dem SachverstÃ¤ndigen B1
legt der Senat wegen der Rutschgefahr bei nassem Untergrund einen Hilfebedarf
beim Duschen zugrunde, konkret beim Transfer, im Bereich des UnterkÃ¶rpers und
beim Bereitstellen der Utensilien. Dieser ist im Pflege-Item 4.4 Duschen und Baden
einschlieÃ�lich Waschen der Haare nach BRi F.4.4 mit Ã¼berwiegend selbstÃ¤ndig
zu bewerten, da der KlÃ¤ger mehr als nur geringe Anteile der AktivitÃ¤t
selbstÃ¤ndig durchfÃ¼hren konnte. Ein Hilfebedarf im Bereich des Pflege-Items
4.11 (BewÃ¤ltigen der Folgen einer Harninkontinenz und Umgang mit
Dauerkatheter und Urostoma) kann nicht berÃ¼cksichtigt werden, da â�� wie oben
festgestellt â�� jedenfalls ab 2017 keine Ã¼berwiegende Inkontinenz bestand. Nach
Anlage 1 zu Â§ 15 SGB XI gehen die Einzelpunkte fÃ¼r das Pflege-Item 4.11 in die
Berechnung nur ein, wenn bei der Begutachtung beim Versicherten darÃ¼ber
hinaus die Feststellung â��Ã¼berwiegend inkontinentâ�� oder â��vollstÃ¤ndig
inkontinentâ�� getroffen wird oder eine kÃ¼nstliche Ableitung von Stuhl oder Harn
erfolgt. Die in den MDK-Gutachten beschriebene TrÃ¶pfcheninkontinenz ist nach BRi
F4.4 als Ã¼berwiegend kontinent einzustufen. Des Weiteren benÃ¶tigte der KlÃ¤ger
gelegentlich Aufforderungen, nach der Insulinvergabe die erforderlichen Mahlzeiten
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zu sich zu nehmen. Da sich dieser Hilfebedarf nicht auf die Einhaltung der
diÃ¤tischen Vorgaben selbst, sondern der Einnahme der jeweiligen Mahlzeit bezog
(zur Abgrenzung Senatsurteil vom 15. Mai 2023Â â�� L 4 P 132/22Â â�� juris, Rn.
51), berÃ¼cksichtigt der Senat diesen in Modul 4. Hier zeigte sich der KlÃ¤ger unter
BerÃ¼cksichtigung der Vorgaben der BRi F.4.8 somit nur als Ã¼berwiegend
selbstÃ¤ndig. Der KlÃ¤ger erreichte mithin in diesem Modul insgesamt 4 Einzel- und
damit 10 gewichtete Punkte. Letztere erhÃ¶hten sich auch nicht, wenn man einen
Hilfebedarf beim Essen mit Ã¼berwiegend unselbstÃ¤ndig zugrunde legte.
BerÃ¼cksichtigte man den Hilfebedarf beim Essen abweichend unter dem
Gesichtspunkt der Einhaltung einer DiÃ¤t, erreichte der KlÃ¤ger insgesamt auch
nicht die fÃ¼r Pflegegrad 2 nÃ¶tige Gesamtsumme an gewichteten Punkten.

In Modul 5 (BewÃ¤ltigung von und selbstÃ¤ndiger Umgang mit krankheits- oder
therapiebedingten Anforderungen und Belastungen) ergab sich nach obigen
Feststellungen ab 2017 ein Hilfebedarf im Pflege-Item 5.1 (Medikation einmal
tÃ¤glich bereitstellen) sowie in den Pflege-Items 5.2 (InjekÂtionen) und 5.6
(Messung und Deutung von KÃ¶rperzustÃ¤nden) dauerhaft von je dreimal tÃ¤glich.
Weitere Hilfebedarfe lassen sich aus den vorliegenden Unterlagen nicht ableiten.
Damit bestand ein Hilfebedarf von 7 Einzel- und damit 10 gewichteten Punkten.

Dauerhafte personelle Hilfebedarfe in den Modulen 2 (kognitive und kommunikative
FÃ¤higkeiten) und 3 (Verhaltensweisen und psychische Problemlagen) sind im
relevanten Zeitraum nicht festzustellen. Denn bereits von insoweit relevanten
kognitiven oder psychischen Erkrankungen vermochte sich der Senat, wie oben
dargelegt, nicht mit der notwendigen Sicherheit zu Ã¼berzeugen. Entsprechendes
gilt fÃ¼r Hilfebedarfe in Modul 6 (Gestaltung des Alltagslebens und sozialer
Kontakte). Denn allein durch die kÃ¶rperlich begrÃ¼ndeten BeeintrÃ¤chtigungen
bestand in diesem Bereich kein personeller Hilfebedarf.

Insgesamt erreichte der KlÃ¤ger ab dem 1. Januar 2017 mithin einen
gesamtpflegerischen Hilfebedarf von hÃ¶chstens 22,5 gewichteten Punkten und
damit nicht die Voraussetzungen von Pflegegrad 2.

d) Ein Leistungsanspruch fÃ¼r die Zukunft besteht nicht. Es fehlt bereits an der
Eingangsvoraussetzung einer fortbestehenden Mitgliedschaft bei der Beklagten. Da
der aktuelle Aufenthaltsort und Erwerbsstatus des KlÃ¤gers nicht bekannt sind,
vermag der Senat bereits nicht festzustellen, dass dieser weiterhin i.S.d. Â§Â§ 20,
21 SGB XI Mitglied der Beklagten oder Ã¼berhaupt noch sozial pflegeversichert ist.

5. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 und 4 SGG.

6. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.
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